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  RTVG-Revision: Das Mische ln hat begonnen 
 

Die Landesr egie r ung r ück t von ih r e r k l a r en H a ltung ab 
 

Urs Me ier 

 

 

Der Bundesrat steuert bei der Ausarbeitung des neuen Radio- und Fernsehgesetzes 
einen rasch durchsetzbaren Kompromiss an. In der Vernehmlassung hatten sich Pri-
vatveranstalter und Kantone für das Gebührensplitting und die SRG gegen eine ver -
bindlichere Leistungskontrolle gewehrt. Diesen im Parlament stark vertretenen In-
teressen kommt die Regierung vorsorglich entgegen. Sie zieht dem eigenen Geset-
zesentwurf die Zähne, noch bevor die Auseinandersetzung richtig begonnen hat. 
 

Das Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) befindet sich in Revision. Ende 2000 wurde der 

erste Entwurf für das neue RTVG in die Vernehmlassung gegeben. Nach der Auswer-

tung der Stellungnahmen legte der Bundesrat am 23. Januar die Le itl inien für die Aus-

arbe itung der Gesetzesvorlage fest, die im Sommer dieses Jahres ans Parlament gehen 

wird. F rühestens für 2004 kann die Inkraftsetzung des neuen RTVG erwartet werden. 
 

Mit dem Gesetzesentwurf hat das UVEK – Mor itz Leuenbergers Departement für Um-

welt, Verkehr , Energie und Kommunikation – e ine we itgehend konsistente Rundfunk-

ordnung vorgeschlagen. Sie definiert den Service publ ic-Auftrag in klarer Abgrenzung 

zu den allgeme inen öffentl ichen Funktionen der Medien und formt so den bis zur Bel ie-

bigke it zerdehnten Term inus erstmals zu e inem gr iffigen pol itischen Instrument: Ser-
vice publ ic soll nach dieser Lesart der Programmauftrag der SRG se in. Sie alle in wird 

darauf verpfl ichtet, m it Radio- und Fernsehprogrammen für die gesamte Gesellschaft 
die Bedürfnisse der direkten Demokratie und der kulturell vielgestaltigen Schwe iz zu 

befr iedigen. Als Gegenle istung erhält sie das Gebührenpr ivileg. Den pr ivaten Veranstal-

tern spr icht dieses Konzept durchaus nicht die gesellschaftl iche Wichtigke it und pol iti-
sche Wünschbarke it ab. Es entlässt sie jedoch in die von ihnen selbst stets beschwore-

ne marktwirtschaftl iche Fre ihe it. Die Entlastung von gesetzl ichen Programmauf lagen 

steht im Zusammenhang m it e inem Verzicht auf direkte staatl iche Unterstützung, etwa 
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durch Ante il an den Empfangsgebühren. Zur Kompensation lockert der Gesetzesent-

wurf die Zulassungsbestimmungen und die Werbebeschränkungen für Pr ivate .  
 

Diese schlüssige Rundfunkordnung hat mehrere Vorte ile . So kann auf der e inen Se ite 

auf die aufwendigen Konzessionierungsprozeduren für lokale Pr ivatsender verzichtet 

werden. Die ohnehin kaum durchsetzbaren Programmauflagen für das Gebührenspl it-
ting werden entbehrlich. Vor allem entfällt die stark an Landwirtschaftspolitik gemah-

nende Bürokratie für die Zute ilung und Ausschüttung von Gebührenante ilen samt Be-

schwerdewesen, Pro-Forma-Programmaufsicht und ebensolchen Kontrollen der Be-

tr iebsrechnungen all der begünstigten Veranstalter . Auf der anderen Se ite sieht der 

Entwurf vor , die pr ivilegierte SRG stärker in die Pfl icht zu nehmen. E in unabhängiger 

Be irat m isst ihre Le istungen am Auftrag und interveniert be i Bedarf. Dieses neuartige 

Instrument soll m ittels e ines organisierten Diskurses über die Entwicklung des Service 
publ ic die anvisierte Programmqualität sichern helfen. 
 

Mit se iner strukturellen Klarhe it erle ichtert dieser Gesetzesentwurf also die rechtl iche 

und verwaltungstechnische Handhabung der nötigen Regeln. Zudem führt er zu deutl ich 

unterschiedenen Profilen der Service publ ic-Programme und der pr ivaten Angebote 

und dam it zu grösserer Programmvielfalt. Da er zudem die Positionen und Rollen der 

Anbieter im Markt e indeutig klärt, fördert er e inerse its langfr istig den pr ivaten Medien-

sektor und stützt andererse its die Akzeptanz des besonderen Auftrags der SRG. 
 

 

Demontage des RTVG-Entwurfs in der Vernehmlassung 
 

Dieser überzeugende gesetzgeber ische Vorschlag ist indessen schon im Vernehmlas-

sungsprozess kle in gemahlen worden. Die struktur ierende Le istung des UVEK fand 

kaum Anerkennung. Um so mehr wurde von allen Se iten an E inzelhe iten gemäkelt. 
Überraschen kann das nicht, denn Vernehmlassungen sind se it jeher die Arena der Par-

tikular interessen. Trotzdem ist der Bundesrat unter dem E indruck der geballten Kr itik 

regelrecht e ingebrochen. Unzufr ieden waren nicht nur die Pr ivatveranstalter und die 

m it ihnen verbundene Medien- und Werbebranche , sondern auch die für ihre Lokal-

sender lobbyierenden Kantonsregierungen. Da ke ine der Parte ien e in medienpoliti-
sches Konzept hat, das dem UVEK-Entwurf das Wasser re ichen könnte , setzten auch 

deren Stellungnahmen ke ine Gegengewichte zum Chor der E inzel interessen.  
 

Nach den pol itisch unl iebsamen Pr ivatfernseh-Ple iten der vergangenen Monate und un-

ter dem Druck der von Ständerat Carlo Schm id vertretenen Werbelobby, die e ine Te ilre-

vision zur sofortigen Lockerung der Werbevorschr iften verlangt, wil l die Regierung nun 

Tempo machen. Sie wünscht offensichtl ich ke ine langen Aushandlungen mehr , sondern 

die speditive Absegnung e iner mehrhe itsfähigen Revision. Mit se inen Richtl inien für die 

Ausarbe itung der Vorlage ans Parlament nimmt der Bundesrat schon den zu befürch-

tenden schlechten Komprom iss vorweg.  
 

In der kontroversen F rage des Gebührensplittings streckt er die Waffen, indem er reu-

mütig se inen klärenden Vorstoss zurückzieht und dem heutigen Wildwuchs das Feld 

überlässt. Ob dies auch die Rückkehr zur Konzessionierung (statt der e infachen Bewil -
l igung) von Pr ivatsendern m it differenzierten Programmauf lagen und der zugehör igen 

Zute ilungs- und Kontrollmechanismen bedeutet, lassen die bundesrätl ichen Richtl inien 

offen. Es ble ibt aber logischerwe ise nur die Wahl zwischen e iner faktischen Selbstbe-

dienung der Bevorte ilten und e iner elabor ierten Bürokratie der Verwaltung.  
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H ingegen verble ibt die e inse itige Lockerung der Werbevorschr iften für Pr ivate in der 

Vorlage . Im Unterschied zur SRG dürfen sie zukünftig Spots für B ier und We in ausstrah-

len. Die untergegangenen TV-Sender haben dem Fehlen dieser in den Nachbarländern 

erlaubten Werbung zum Te il ihr Sche itern angelastet – e ine Klage , die angesichts der 

m it zwe istelligen Mil lionenbeträgen bezifferten Verluste doch eher symbolisch zu nen-

nen ist. 
 

Insgesamt kommt der Bundesrat den Promotoren der Pr ivatveranstalter sehr we it ent-

gegen; er gibt ihnen kampf los nicht nur den Fünfer und das Weggl i, sondern gle ich noch 

den Schlüssel zur Ladenkasse . Die Erhaltung von Sendern ist offensichtl ich zum le iten-

den Pr inzip erhoben worden. Dam it ist der Weg zu den medienpol itischen Äquivalenten 

von Milchkontingenten und F lächenbe iträgen vorgeze ichnet. 
 

Wenn schon die Pr ivaten derart hofiert werden, darf auch der Service publ ic-Veran-

stalter Schonung erwarten. Nachdem die SRG sich vehement gegen e ine stärkere Auf-
sicht über ihre Le istungen verwahrt hat, unterlässt es jetzt die Landesregierung, auf 
der E inführung e ines unabhängigen Be irats zu beharren. Der Gesamtbundesrat hat die 

vom UVEK-Vorsteher noch vor kurzem als gravierend e ingestufte Me inungsverschie-

denhe it in se inen Richtl inien m it viel sagendem Schwe igen übergangen und dam it den 

Be irat vermutl ich stil l begraben. 
 

 

Kontur lose Kompromisslösung zeichnet sich ab 
 

Die Rechnung des Bundesrats dürfte wohl aufgehen. Mit se iner Ar ithmetik der Interes-

sen wird es ihm gel ingen, al len starken Gruppierungen we it genug entgegen zu kom-

men, so dass niemand Lust auf Opposition verspürt. Es gibt ke ine wichtigen Kräfte , die 

be i der Medienthematik ordnungspol itisch denken. Medienpol itische Diskussionen im 

e igentl ichen Sinn finden in der Schwe iz nicht statt; auch der Entwurf des UVEK hat sie 

nicht stimul ieren können.  
 

Was verl ieren wir dam it? E ine gut struktur ierte Medienordnung für Radio und Fernse-

hen würde mehr Klarhe it schaffen. Diese Chance ist wahrsche inl ich jetzt schon gröss-

tente ils vertan. Die Abgrenzungen zwischen Service publ ic und pr ivater Medienwirt-

schaft werden wohl undeutl ich ble iben. Das entspr icht zwar auf be iden Se iten den In-

teressen derer , die von solcher Unklarhe it zu profitieren hoffen – se i es, indem sie als 

Pr ivate an den Gebührentopf wollen oder se i es, we il sie als SRG-Repräsentanten ver-

bindl ichere Le istungskontrollen zu verme iden trachten. E ine diffuse Rundfunkordnung 

dient aber weder der Programmvielfalt und dem Publ ikum noch den längerfr istigen 

Entwicklungsmöglichke iten der Medien. 
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